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Drucksache 1490 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
(4. Ausschuß) 

über die Erklärung der Regierung der Bundesrepublik Deutschland über die 
allgemeinen Rechte der dänischen Minderheit 
- Drucksache 1451 - 

und über den Antrag der Fraktionen der CDU/CSU, FDP, GB/BHE, DP 
zur Großen Anfrage der Fraktion der SPD 
- Umdruck 277 - 


betr. Nationales Minderheitenrecht 
A. Bericht des Abgeordneten Paul: 


Dem Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
ist in der 60. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 10. Dezember 1954 der Antrag der Fraktionen 
der CDU/CSU, FDP, GB/BHE, DP — Umdruck 
277 — betreffend Nationales Minderheitenrecht 
überwiesen worden. In diesem Antrag wurde die 
Bundesregierung aufgefordert, umgehend Verhand- 
lungen mit dem Königreich Dänemark aufzuneh- 
men mit dem Ziel, durch einen Minderheitenver- 
trag oder eine andere zwischenstaatliche Regelung 
dem Anliegen der Minderheiten beider Nationen 
auf der Basis der Gegenseitigkeit großzügig Rech- 
nung zu tragen. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
hat sich mit dem ihm zugewiesenen Antrag Um- 
druck 277 wiederholt beschäftigt. Bei diesen An- 
lässen wurde ihm von der Bundesregierung mit- 
geteilt, daß zwischen der Regierung des König- 
reichs Dänemark und der Bundesregierung Ver- 
handlungen eingeleitet worden seien, die ein bei- 
derseits befriedigendes Übereinkommen über die 
Minderheitenfrage erwarten ließen. Diese Verhand- 
lungen konnten am 29. Marz 1955 beendet und 
durch die Unterzeichnung von Erklärungen des 
Herrn dänischen Ministerpräsidenten H. C. Hansen 
sowie des Herrn Bundeskanzlers der Bundesrepu- 
blik Deutschland Dr. Adenauer abgeschlossen wer- 
den. 

Die zur Mitberatung des Antrags Umdruck 277 
bestimmten Ausschüsse für Angelegenheiten der 


inneren Verwaltung und für Rechtswesen und Ver- 
fassungsrecht haben von dem Stand dieser Ver- 
handlungen ebenfalls Kenntnis erhalten und konn- 
ten daher auf eine Mitberichterstattung verzichten. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
hat zur Kenntnis genommen, daß die Ergebnisse 
dieser Verhandlungen von der Regierung des 
Königreichs Dänemark dem Dänischen Reichstag 
und von der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland in der Drucksache 1451 auch dem 
Deutschen Bundestag kundgemacht wurden. Der 
Ausschuß stellt fest, daß mit dieser Erklärung dem 
Antrag Umdruck 277, der u. a. forderte, daß „eine 
zwischenstaatliche Regelung den Anliegen der Min- 
derheiten beider Nationen auf der Basis der Gegen- 
seitigkeit großzügig Rechnung tragen“ solle, ent- 
sprochen worden ist. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
begrüßt das Zustandekommen dieser zwischenstaat- 
lichen Regelung über die Rechte der beiderseitigen 
Minderheiten im dänisch-deutschen Grenzgebiet 
und gibt der Hoffnung Ausdruck, daß diese im 
Geiste wahrhaftiger europäischer Verständigung 
auf beiden Seiten volle Verwirklichung findet. 

Bonn, den 23. Juni 1955 

Paul 

Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. die Erklärung der Regierung der Bundesrepu- 
blik Deutschland über die allgemeinen Rechte 
der dänischen Minderheit — Drucksache 1451 — 
zu billigen, 

2. den Antrag — Umdruck 277 — für erledigt zu 
erklären. 


Bonn, den 23. Juni 1955 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 

Kiesinger Paul 

Vorsitzender Berichterstatter 
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